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Mit Detailinformationen aus Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein.

1. Personenkreis

Frage 1. Nationale Definition des Personenkreises “Migranten”

In der Bundesrepublik Deutschland wurde bei der Darstellung des Schwerpunktthemas “Migration” erstmals im Jahr 2005 die Datenerfassung von einem an der Staatsangehörigkeit orientierten „Ausländerkonzept“ auf ein „Migrationskonzept“ umgestellt, das eine bessere Beurteilung der mit der Zuwanderung verbundenen Aufgaben für die Bildungspolitik ermöglicht. Nach dieser Datenerfassung leben in Deutschland etwa 7,3 Mio. Ausländer sowie 8,0 Mio. deutsche Staatsangehörige mit Migrationshintergrund, vor allem Spätaussiedler und Eingebürgerte sowie deren Kinder. Der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung beträgt nahezu 1/5 (18,6 %)“. Er ist damit mehr aus doppelt so hoch wie der bisher in der amtlichen Statistik ausschließlich ausgewiesene Ausländeranteil. Im bildungsrelevanten Alter (bis 25 Jahre) haben mehr als ¼ (27 %) der Kinder und Jugendlichen einen Migrationshintergrund1/3 dieser Altersgruppe zählt zur ersten Zuwanderungsgeneration und gilt somit als Quereinsteiger ins deutsche Bildungssystem. (Quelle: Pressemeldung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zum ersten gemeinsamen Bericht „Bildung in Deutschland“. (Gemeinsame Presseerklärung von KMK und BMBF zur Veröffentlichung des ersten Bildungsbericht am 4.8.2006 http://www.migration-info.de/mub_artikel.php?Id=060609)

Gemäß der Definition des Mikrozensus 2005 zählen zur Gruppe der Menschen mit Migrationshintergrund „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten sowie alle in Deutschland Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil.“ Nach dieser Definition lebten in Rheinland-Pfalz 2005 etwa 688 000 Personen (16,9 %) „mit Migrationshintergrund im engeren Sinn“. Das sind Ausländerinnen und Ausländer, die selbst nach Deutschland zugewandert sind (Ausländer der so genannten ersten Generation), 

· Ausländerinnen und Ausländer ohne eigene Migrationserfahrung (in Deutschland geborene Nachkommen ausländischer Zugewanderter (Ausländer der so genannten zweiten oder dritten Generation), 
· Deutsche mit eigener Migrationserfahrung (Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler, Flüchtlinge und Vertriebene mit deutscher Staatsangehörigkeit, eingebürgerte Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler sowie eingebürgerte frühere Ausländerinnen und Ausländer, 
· Deutsche ohne eigene Migrationserfahrung (Kinder der Personengruppe nach dem dritten Spiegelstrich) sowie Personen mit einseitigem Migrationshintergrund, z. B. Kinder binationaler Ehepaare

(vgl. Mikrozensus 2005: http://www.migration-boell.de/web/migration/46_795.asp)

weiterführende Informationen :

http://www.focus-migration.de/Einzelansichten.1316.0.html?&tx_wilpubdb_pi1%5Barticle%5D=711&cHash=3842d73298 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/2007/05/PD07__183__12521,templateId=renderPrint.psml
In Deutschland wird im Zusammenhang mit Bildung nicht der Begriff „Immigranten“ verwendet, wir sprechen von „Schüler/innen mit Migrationshintergrund“, „Schülern mit einer nicht-deutscher Muttersprache“ oder „ausländischen Schüler/innen“.

Frage 2. Detaillierte Beschreibung der Formen und Charakteristika der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

Allgemeine Informationen finden sich unter 

http://www.migration-boell.de/web/migration/46_795.asp
Zum ersten Mal wurde die Kategorie "Personen mit Migrationshintergrund" vom Statistischen Bundesamt in den Mikrozensus 2005, die so genannte "kleine Volkszählung", eingeführt. Dadurch wird ein genaueres Bild der Vielfalt der Bevölkerung in Deutschland jenseits von "Ausländerstatistiken" vermittelt. Der Personenkreis "mit Migrationshintergrund" ist zwar nicht eindeutig definiert und von der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund abgegrenzt. 

Dem Mikrozensus zufolge lebten 2005 rund 15,3 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland. Deren Anteil an der Gesamtbevölkerung ist mit knapp 19 Prozent fast doppelt so hoch wie der Anteil der bisher erfassten Ausländer, die nun 9% der Gesamtbevölkerung ausmachen. Dabei stellen die Deutschen mit Migrationshintergrund sogar die knappe Mehrheit (52%) aller Personen mit Migrationshintergrund.
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Figure 1: Migrationshintergrund der Bevölkerung 2005 in %

Tabelle 1: Migrationshintergrund der Bevölkerung 2005 in % - Daten
	Ausländer
	9%

	Deutsche mit Migrationshintergrund
	10%

	Deutsche ohne Migrationshintergrund
	81%

	Absolut
	82,4 Mill.


Werden die Menschen mit Migrationshintergrund nach persönlicher Migrationserfahrung differenziert, ergeben sich für die genannten Gruppen der Einwanderer mit ausländischem Pass und der Eingebürgerten weitere Unterscheidungen: zwischen denjenigen, die selbst ("eigene Migrationserfahrung") bzw. deren Eltern ("keine eigene Migrationserfahrung") nach Deutschland eingewandert sind. 
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Figure 2: Migrationserfahrung der Bevölkerung 2005 in %
Tabelle 2: Migrationserfahrung der Bevölkerung 2005 in % - Daten
	Deutche ohne eigene Migrationserfahrung, bei denen mindestens ein Elternteil Spätaussiedler, Eingebürgerter oder Ausländer ist
	18%

	Ausländer mit eigener Migrationserfahrung
	36%

	Ausländer ohne eigene Migrationserfahrung
	11%

	Spätaussiedler mit eigener Migrationserfahrung
	12%

	Eingebürgerte ohne eigene Migrationserfahrung
	3%

	Eingebürgente mit eigener Migrationserfahrung
	20%

	Absolut
	15,3 Mill.


Aus diesem Blickwinkel stellen die größte Gruppe die 7,3 Mio. zugewanderten Ausländer mit 5,6 % der Gesamtbevölkerung bzw. 36% aller Personen mit Migrationshintergrund. Die zweitgrößte Gruppe bilden die 3,5 Mio. bzw. (23%) Eingebürgerten, wobei 20% dieser Gruppe persönliche Migrationserfahrung haben und 3% keine. Weitere knapp 12% stellen die 1,8 Mio. Spätaussiedler. Allerdings sind hier nur diejenigen erfasst, die nach dem 1.8.1999 eingewandert sind und damit nicht eingebürgert wurden. Schließlich sind 2,7 Mio. bzw. 18% aller Personen mit Migrationshintergrund Deutsche ohne eigene Migrationserfahrung, also die zweite und dritte Migrantengeneration. Hier handelt es sich um die hier geborenen 1,2 Mio. Kinder von eingebürgerten oder ausländischen Eltern, die bei Geburt zusätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben sowie die 1,5 Mio. Kinder, bei denen nur ein Elternteil Ausländer, Spätaussiedler oder Eingebürgerter ist.

Detaillierte Daten sind hier zu finden: 

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Statistiken/Bevoelkerung/AuslaendischeBevoelkerung/AuslaendischeBevoelkerung.psml
Beispiel aus Niedersachsen:

Niedersachsen hatte im Jahr 2004 ca. 8.000.000 Einwohner, davon 462.000 Ausländer entsprechend 5,8 % (der prozentuale Anteil variiert von 2,5 % bis 16,8 % je nach Region). 24,3 % sind türkischer/kurdischer Herkunft. Mehr als 50 % sind unter 30 Jahren, mehr als die Hälfte von ihnen kam vor mehr als 10 Jahren nach Niedersachsen. (Insgesamt lebten in Deutschland 7,3 Mio. Ausländer)

Die meisten der türkisch- oder kurdischstämmigen Personen haben einen soziokulturellen Hintergrund und scheinbar ein geringes Interesse an schulischer Bildung. Auffällig ist der niedrige Bildungsstatus von Frauen. Leider zeigen sich Entwicklungstendenzen in Richtung auf eine Parallelgesellschaft. Es liegen Zahlen zur Einbürgerung vor: im Jahr 2002 wurden 12.83 Personen eingebürgert, in 2004 insgesamt 11.998.

In Niedersachsen leben mehr als 100 000 Flüchtlinge aus verschiedenen Ländern; 25 % davon bereits seit 8 Jahren oder länger.

Tabelle 3: ausländische Schüler/-innen im schulpflichtigen Alter und ihre Herkunftsländer - Europa
	Land
	absolut 2003/04
	absolut 2004/05
	absolut 2005/06
	%

	Europa
	773 620
	764 162
	748 192
	80,5

	EU-Länder
	147 256
	173 614
	171 561
	18,5

	Belgien
	1 183
	1 114
	1 172
	0,1

	Dänemark
	973
	1 096
	1 107
	0,1

	Estland
	-
	311
	326
	0,0

	Finnland
	538
	570
	573
	0,1

	Frankreich
	5 589
	6 060
	6 333
	0,7

	Griechenland
	33 760
	33 244
	32 621
	3,5

	Irland
	419
	405
	415
	0,0

	Italien
	65 897
	63 617
	61 020
	6,6

	Lettland
	-
	865
	895
	0,1

	Litauen
	-
	1 301
	1 444
	0,2

	Luxemburg
	298
	335
	379
	0,0

	Malta
	-
	46
	46
	0,0

	Niederlande
	4 662
	4 929
	5 187
	0,6

	Österreich
	6 835
	6 828
	6 632
	0,7

	Polen
	-
	20 155
	21 290
	2,3

	Portugal
	13 256
	13 355
	13 204
	1,4

	Schweden
	804
	808
	803
	0,1

	Slowakei
	-
	882
	952
	0,1

	Slowenien
	-
	1 152
	1 240
	0,1

	Spanien
	7 200
	7 106
	6 892
	0,7

	Tschechische Republik
	-
	2 083
	2 057
	0,2

	Ungarn
	-
	1 628
	1 582
	0,2

	Vereinigtes Königreich (1)
	5 842
	5 703
	5 377
	0,6

	Zypern
	-
	21
	14
	0,0

	Übrige europäische Länder
	626 364
	590 548
	576 631
	62,0

	Bosnien und Herzegowina
	20 398
	20 811
	22 898
	2,5

	Kroatien
	20 209
	20 353
	21 303
	2,3

	Mazedonien
	7 134
	7 843
	8 695
	0,9

	Norwegen
	250
	273
	253
	0,0

	Polen
	19 803
	-
	-
	-

	Rumänien
	3 757
	3 762
	3 826
	0,4

	Russische Föderation
	23 893
	24 561
	24 691
	2,7

	Schweiz
	1 875
	1 894
	1 909
	0,2

	Serbien und Montenegro
	61 542
	56 566
	48 118
	5,2

	Slowakei
	782
	-
	-
	-

	Slowenien
	1 131
	-
	-
	-

	Tschechische Republik
	2 102
	-
	-
	-

	Türkei
	418 065
	411 641
	400 478
	43,1

	Sonstige
	45 423
	42 844
	44 460
	4,8


(1) Großbritannien und Nordirland
10. 10.2006

Tabelle 4: ausländische Schüler/-innen im schulpflichtigen Alter und ihre Herkunftsländer - andere Nationalitäten
	Land
	absolut 2003/04
	absolut 2004/05
	absolut 2005/06
	%

	Afrika
	37 109
	37 000
	35 984
	3,9

	Amerika
	15 286
	15 498
	15 285
	1,6

	Asien
	125 190
	123 130
	118 197
	12,7

	Australien / Ozeanien
	690
	700
	744
	0,1

	Sonstige
	10 940
	10 824
	11 129
	1,2

	Insgesamt
	962 835
	951 314
	929 531
	100,0


2. Daten 

Frage 3. Zahl der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in Pflichtschulen (Schuljahr 2005/2006)

Amtliche Statistiken zu diesem Thema beziehen sich überwiegend auf die Gruppe der Ausländer/-innen; Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund sind in dieser Zahl enthalten. Auswirkung dieser Sachlage ist, dass der Anteil der Bevölkerung mit einem Migrationshintergrund tendenziell unterschätzt wird.

Die meisten Bundesländer haben bisher Daten für Migrantinnen und Migranten nach der o.g. Definition erhoben, nur einige Bundesländer (z.B. NRW) verfügen über Daten bzgl. Migrantinnen und Migranten mit Behinderung oder sonderpädagogischem Förderbedarf. Gesonderte Daten für Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund mit sonderpädagogischem Förderbedarf liegen in den meisten Bundesländern nicht vor.

Fragen 4 und 5 Daten bezogen auf die Schülergruppe sowohl mit sonderpädagogischem Förderbedarf als auch mit Migrationshintergrund: Anzahl/prozentualer Anteil an allgemeinen Schulen verglichen mit den Zahlen zur Schülergruppe mit sonderpädagogischem Förderbedarf und ohne Migrationshintergrund

Tabelle 5: Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf (SEN) und mit Migrationshintergrund (MIG)

	Gesamtzahl der Schüler/-innen  mit SEN
	486.770
	5,6 %

	davon in Förderschulen
	416.219
	84,6%

	Zahl der ausländischen Schüler/-innen mit SEN/IMM in Förderschulen
	64.219
	13,2 %

	SEN/IMM in integration
	6.174
	1,3 %


Tabelle 6: Schüler/-innen mit SEN und Migrationshintergrund im integrativen Unterricht

	Schüler/-innen im integrativen Unterricht
	Gesamtsumme
	vorschulischer Bereich
	Primarstufe
	Sekundarstufe I

	Schüler/-innen mit SEN im integrativen Unterricht
	70.488
	20
	45.773

64,9 %
	24.695

35 %

	davon: Förderschwerpunkt LERNEN
	32.683
	9
	21.869

66,9 %
	10.805

33,2 %

	davon:

andere Förderschwerpunkte
	37.805
	11
	23.904

63,2 %
	13.850

36,6 %


Tabelle 7: Schüler/-innen mit SEN and Migrationshintergrund in Förderschulen

	Pupils in inclusion
	all pupils
	immigrants
	classes
	teacher

	inclusion of all SEN pupils
	419.219
	64.219

15,4 %
	39.967
	64.324

	learning disabilities
	201.559
	37.796

18,7 %
	17.054
	24.000

	other disabilities
	214.660
	22.423

10,4 %
	22.913
	40.324


Tabelle 8: Schüler/-innen mit SEN und Migrationshintergrund im integrativen Unterricht

	School level
	in total
	preschool
	primary school
	secondary schools

	inclusion of all SEN pupils
	6.176
	–
	3.969
	2.207

	% of all SEN in inclusion
	8,8 %
	–
	8,7 %
	8,9 %

	learning disabilities
	3.810
	–
	2.312
	1.498

	% of all SEN in inclusion
	16,6 %
	–
	10,6 %
	13,9 %

	other disabilities
	2.366
	–
	1.657
	709

	% of all SEN in inclusion
	6,3 %
	–
	6,9 %
	5,1 %


Daten aus einzeln Ländern

Tabelle 9: Schüler/-innen mit SEN und Migrationshintergrund im integrativen Unterricht

	School level
	in total
	pre-school
	primary school
	secondary school

	inclusion of all SEN pupils
	4.513
	
	2.344 

51,9 %
	2.169

48,1 %

	learning disabilities
	2.973.
	
	1256

42,2 %
	1.717

57,8 %

	other disabilities
	1.540
	
	1.088

70,7 %
	452

23,9 %


Tabelle 10: Schüler/-innen mit SEN and Migrationshintergrund in Förderschulen

	School level
	all pupils
	immigrants
	classes
	teacher

	inclusion of all SEN pupils
	11.567
	952

8,2 %
	1.157
	1590

	learning disabilities
	7.164
	646

9 %
	6625
	793

	other disabilities
	4.403
	306

7 %
	532
	797


Tabelle 11: SEN Immigrant pupils in Inclusion Germany – Schleswig-Holstein

	School level
	in total
	preschool
	primary school
	secondary schools

	inclusion of all SEN pupils
	852  
	–
	437
	415

	% of all SEN in inclusion
	18,9 %
	–
	18,6 %
	19,1 %

	learning disabilities
	651


	–
	302
	349

	% of all SEN in inclusion
	21,9 %
	–
	24 %
	20,3 %

	other disabilities
	201
	–
	135
	66

	% of all SEN in inclusion
	13,1%
	–
	12,4 %
	14,6 %


Tabelle 12: Additional information from Lower Saxony (2005/ 2006)

	Pupils with learning difficulties in special schools form 1-4
	4.911
	

	Foreign pupils with learning difficulties in special schools form 1-4
	808
	16,5 %

	Pupils with learning difficulties in special schools form 5–10
	19.096
	

	Foreign pupils with learning difficulties in special schools form 5-10
	3.663
	19,2%

	Pupils with other handicaps in all other special schools 1 -10 (12)
	15.627
	

	Foreign pupils with other handicaps in all other special schools 1 -10 (12)
	1.454
	9,3 %


Tabelle 13: Daten aus Hessen (Schuljahr 2005/2006)

	Zahl der Schüler/-innen an allgemeinbildenden Pflichtschulen 
	695.096

	davon: Zahl der Schüler/-innen mit Migrationshintergrund
	95.609


Daten aus Rheinland-Pfalz:

Bezogen auf Schüler/-innen existieren nur Daten zu ausländischen Schüler/-innen an allgemeinbildenden Schulen.

7.7 Prozentualer Anteil ausländischer Schüler/-innen 

Davon:

· 18.6% aus Staaten der Europäischen Union

· 61.9% aus einem anderen europäischen Land
· 13.1% aus einem asiatischen Land
· 3.5% aus einem afrikanischen Land
Der Anteil der ausländischen Schüler/-innen an Förderschulen stieg von 12,2 % (1994) auf 13,5 % (2004).

3. Regelungen und Angebote

Frage 6: Nationale Gesetzgebung, Handreichungen oder Empfehlungen bezogen auf Schülerinnen und Schüler sowohl mit Migrationshintergrund als auch mit sonderpädagogischem Förderbedarf und ihre Familien

Zuwanderungspolitik hat sich in Deutschland gewandelt, seit 2005 hat ein Paradigmenwechsel stattgefunden: Deutschland versteht sich als ein Zuwanderungsland und hat sich entsprechend von der Vorstellung gelöst, dass die zugewanderten Menschen nur zeitlich befristet im Land bleiben und entsprechend wenig bis keine Unterstützungsangebote erforderlich seien. Entsprechend stehen nun Maßnahmen im Vordergrund, die Unterstützung und Hilfe zum Eingliederung bieten anstatt die Rückkehr in die Heimatländer zu fördern.

Im Jahr 2005 trat ein neues Zuwanderungsgesetz nach einem langwierigen Gesetzgebungsverfahren, das in der Öffentlichkeit, im Bundestag und Bundesrat kontrovers diskutiert wurde, in Kraft. Dieses Gesetz hat das deutsche Ausländerrecht grundlegend reformiert.

http://www.zuwanderung.de/cln_151/nn_1068532/DE/Zuwanderung__geschieht__jetzt/Zuwanderungsgesetz/Zuwanderungsgesetz__node.html?__nnn=true 

Am 14.7.200 fand ein Nationaler Integrationsgipfel auf Einladung der Bundeskanzlerin statt, der mit einer zweiten Konferenz im Juli 2007 fortgesetzt werden wird. Ziel ist die Institutionalisierung eines ständigen Dialogs im Rahmen eines „Forums Integration“. Mit dem Integrationsgipfel vom 14. Juli 2006 fiel der Startschuss für die Erarbeitung eines "Nationalen Integrationsplans". Dieser wird klare Ziele, konkrete Maßnahmen und Selbstverpflichtungen als Grundlage einer nachhaltigen Integrationspolitik enthalten. Hierfür wurden sechs Arbeitsgruppen unter Federführung der jeweils zuständigen Bundesministerien zu folgenden Handlungsfeldern eingerichtet:

(vgl. http://www.bmj.de/files/-/2322/2007-07-12-nationaler-integrationsplan_KURZFASSUNG.pdf 

http://www.bundesregierung.de/nn_56680/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2006/09/2006-09-26-ib-nationaler-integrationsplan.html
· AG 1: Integrationskurse verbessern (BMI)

· AG 2: Frühe Sprachförderung (BMFSFJ) 

· AG 3: Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt (BMAS) 

· AG 4: Situation von Frauen und Mädchen (BMJ) 

· AG 5: Integration vor Ort (BMVBS) 

· AG 6: Integration und Bürgergesellschaft (Integrationsbeauftragte)

(Presseerklärung der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integration vom 26.9.2006 http://www.bundesregierung.de/nn_663954/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/BeauftragtefuerIntegration/Integration/NationalerIntegrationsplan/nationaler-intregrationsplan.html )

Der Nationale Integrationsplan wird von den Ländern aufgegriffen und in länderspezifischen Integrationsplänen – bezogen auf Integration im Allgemeinen und bezogen auf schulische Bildung – ausgestaltet.

Es existieren Unterstützungsangebote für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf – diese unterscheiden nicht danach, ob es sich um Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund handelt oder nicht.

Beispiel aus Niedersachsen:

Generelle Regelung, veröffentlicht vom Ministerium für Inneres und Sport (5.3.2007)

· Handlungsprogramm „Integration in Niedersachsen“ http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C17120745_L20.pdf 

Regelungen für den Bildungsbereich durch das Kultusministerium

· Schulgesetz (§ 54a Sprachfördermaßnahmen)

· Erlass vom 21.7.2007: Integration und Förderung von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Muttersprache;
http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C13809833_L20.pdf 
vgl. auch : http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C13809846_L20.pdf 

Beispiel aus Hessen:

Verordnung über die sonderpädagogische Förderung vom 17.5.2006 http://www.kultusministerium.hessen.de/irj/servlet/prt/portal/prtroot/slimp.CMReader/HKM_15/HKM_Internet/med/396/3965208a-2437-a01b-e592-697ccf4e69f2,22222222-2222-2222-2222-222222222222,true.pdf 

Beispiel aus Schleswig-Holstein: 

Damit möglichst alle Kinder mit guten deutschen Sprachkenntnissen in die Schulzeit starten können, baut Schleswig-Holstein die Integrative Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen und Grundschulen weiter aus. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Übergang von der Kindertagesstätte zur Grundschule. In den Jahren bis 2010 werden die Angebote und Projekte des „Integrativen Sprachförderkonzeptes“ flächendeckend ausgebaut. Ziel ist, dass jedes Kind bei der Einschulung über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügt und damit einen erfolgreichen Schulstart schafft. Dazu werden die Erzieherinnen und Erzieher in einem 27 Mio. Euro Programm fortgebildet und qualifiziert (Dauer: jeweils 1 Jahr, 1 Fortbildungstag pro Monat), um allgemeine sprachfördernde Maßnahmen in inklusiven Settings durchzuführen. Auf die Förderung der Entwicklung der phonologischen Bewusstheit wird dabei besonderer Wert gelegt. Im Schulgesetz von 2007 wurde die Teilnahme an vorschulischen Sprachförderkursen für <Kinder mit geringen sprachlichen Fähigkeiten verpflichtend eingeführt.
http://www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=3298
Beispiel aus Rheinland-Pfalz:

Das Integrationskonzept des Landes Rheinland-Pfalz legt einen Handlungsschwerpunkt auf den Bereich Bildung als Grundlage für Zukunftschancen. Für Schüler/innen mit Migrationshintergrund wurde eine neue Verwaltungsvorschrift in Kraft gesetzt, die ab 2007 einen Individuellen Förderpass und ab 2008 eine verpflichtende jährliche Berichterstattung der Schule einführt. Ergänzend dazu wurde ab 1.8.2007 für alle Schularten ein Rahmenplan „Deutsch als Zweitsprache“ eingeführt. Ziel ist die Systematisierung der Sprachförderung in Schulen, die durch Fortbildungsmaßnahmen begleitet werden.

Frage 7: Welche Dienste sind einbezogen und wie arbeiten sie zusammen?

In allen Ländern bestehen Netzwerke, mit dem Ziel, die Bildungsqualität, die Bildungsberatung, und die Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu verbessern. In diesen Netzwerken arbeiten Schulen und außerschulische Partnern (vor allem Sozialämter, Ausländerbehörden, Agentur für Arbeit, Wohlfahrtsverbände, Jugendhilfe, Kommunen zusammen (Gemeinsame Presseerklärung von KMK und BMBF zur Veröffentlichung des ersten Bildungsbericht am 4.8.2006 
http://www.migration-info.de/mub_artikel.php?Id=060609).

In Deutschland haben sich 10 von 16 Bundesländern in einem Modellprojekt „Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund – FörMig“ zusammengeschlossen und erarbeiten gemeinsam Gesamtkonzepte sprachlicher Bildung und Förderung, die folgenden drei thematischen Schwerpunkten zugeordnet sind:

1. Sprachförderung auf der Basis individueller Sprachstandsfeststellung
2. Durchgängige Sprachförderung
3. Sprachförderung in der beruflichen Bildung und beim Übergang in den Beruf. 

Besonderes Kennzeichen ist das Konzept der Schnittstellen: Es werden dabei sowohl die Übergänge zwischen den Phasen bzw. Stufen der Bildungsbiographie als auch die Kooperation zwischen den an der Gestaltung des Bildungsprozesses beteiligten Institutionen in den Blick genommen. Der Begriff „durchgängige Sprachförderung“ ist für das Konzept von FörMig zentral. Es soll eine Sprachförderung neu definiert und erprobt werden, die sich auf schul- und bildungsrelevante sprachliche Fähigkeiten von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund bezieht, ausgehend von dem Verständnis, dass je weiter eine Bildungsbiographie fortschreitet, desto mehr sich die schulsprachlichen Anforderungen vom Repertoire der Allgemeinsprache unterscheiden. Das Anliegen der FörMig-Projekte ist der kumulative Aufbau von schul- und bildungssprachlichen Fähigkeiten. Eine solche planvolle Förderung soll „durchgängig“ sein, um Allgemeinsprache und Schulsprache, gesprochene Sprache und Schriftsprache, kindliche Kommunikation und fachlichen Diskurs miteinander zu verbinden. (http://www.bmbf.de/de/6877.php).

Frage 8: Wie werden die Eltern von diesen Diensten informiert und wie werden die Familien einbezogen?

Elterninformation findet auf verschiedenen Wegen statt:

· Informationen durch Kindertagesstätten und Schulen
· Aufklärungskampagnen und Beratungsangebote durch örtliche Beratungsstellen (Migrationsberatungsstellen).

In den meisten Ländern existieren schriftliche Informationen über das Schulsystem; diese liegen in der Regel in verschiedenen Sprachen vor.

Beispiel aus Niedersachsen:

· „Schulen in Niedersachsen“ – Informationsblatt für Eltern mit Migrationshintergrund (Hrsg. Kultusministerium; erhältlich in Englisch, Arabisch, Türkisch, Russisch,  Kurdisch)
http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C20059373_L20.pdf (05.03.2007)
· Mitwirkungsrechte von gewählten Elternvertreter/-innen in Schulelternbeiräten (§ 90 Abs. 2 Schulgesetz: Mitwirkungsmöglichkeiten in Schulelternräten)
· Familienprogramme, z.B. „Mama lernt Deutsch im Kindergarten”
Frage 9 Angebote für Schülerinnen und Schüler sowohl mit sonderpädagogischem Förderbedarf als auch Migrationshintergrund und ihre Familien einschließlich  finanzieller Leistungen

Finanzielle Auswirkungen können nicht dargestellt werden. Es liegen keine differenzierten Daten bezogen auf Schülerinnen und Schüler sowohl mit Migrationshintergrund als auch mit Migrationshintergrund vor. Angebote für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterscheiden nicht  danach, ob diese einen Migrationshintergrund haben oder nicht.

Beispiel aus Niedersachsen

Informationen zum Umfang des nationalen Integrationsprogramms liegen vor: Im Jahr 2003 standen für dieses Programm 55 Mio. Euro für vorschulische und schulische Fördermaßnahmen zur Verfügung. Insbesondere im vorschulischen Bereich nimmt der Umfang der Unterstützungsangebote zu.

Beispiel aus Schleswig-Holstein:

Im Oktober 2005 waren erstmals die Einschulungsgespräche landesweit vorgezogen worden. Dabei wurden bei rund 28.500 Kindern, die zum Schuljahr 2006/07 die Grundschule besuchen sollten, der Sprachstand beobachtet und bewertet. Bei 2158 dieser 28.500 Mädchen und Jungen wurden sprachliche Defizite bestätigt. Sie wurden von Januar bis Juni 2006 in insgesamt 294 Sprachkursen betreut .Von diesen 2.158 Kindern sind 65 Prozent Kinder mit Migrationshintergrund. 35 Prozent der Kinder kommen aus deutschen Familien.

Sprachförderung in der Schule in so genannten DaZ-Zentren ("Deutsch als Zweitsprache") in speziellen Deutschkursen für Schülerinnen und Schüler ohne oder mit äußerst geringen Deutschkenntnissen. Insgesamt stehen für die Sprachförderung an Grund-, Haupt- und Realschulen landesweit 220 Planstellen zur Verfügung. http://www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=2351 
Beispiel aus Rheinland-Pfalz:

Mit dem Programm „Zukunftschance Kinder – Bildung von Anfang an“ wird der Bildungsauftrag bereits der Kindergärten gestärkt und ein besonderes Gewicht auf Sprachfördermaßnahmen gelegt für Kinder, die die deutsche Sprache nicht ausreichend beherrschen. In diesem Zusammenhang wurde die Anmeldung zum Schulbesuch zeitlich vorverlegt, um rechtzeitig Fördermaßnahmen einleiten zu können. Das Förderprogramm umfasst ca. 8 Mio. Euro für Sprachfördermaßnahmen und für Maßnahmen zur Gestaltung des Übergangs in die Grundschule. Dazu werden in einem landesweiten Projekt Sprachförderkräfte qualifiziert – im Rahmen eines Verbunds verschiedener Träger.

4. Unterstützungsmaßnahmen

Formen der schulischen Unterstützung für Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund und ihre Familien 

Als allgemeines Ziel schulischer Integrationspolitik in allen Ländern ist die Integration bei gleichzeitiger Wahrung von Identität und kultureller Orientierung, ferner interkulturelle Kompetenz und eine Erhöhung der Bildungsbeteiligung. Vorrangiges Ziel ist das Erreichen einer altersgemäßen Sprachkompetenz der Abbau von Sprachbarrieren und das Erreichen von Schulabschlüssen.

In allen Ländern gibt es dazu entsprechende gesetzliche Grundlagen. Diese beziehen sich je nach Ländern auf einzelne Schulstufen und auf unterschiedliche Dauer.

Für Schüler, die erst während ihrer Schullaufbahn nach Deutschland kommen, sehen 10 Länder eine Förderung in einer Fremdsprache vor. In fast allen Ländern wird Unterricht in der Muttersprache angeboten.

Beispiel aus Hessen

Unterstützende Sprachfördermaßnahmen

· freiwillige Vorbereitungskurse (Vorlaufkurse) für Kinder mit geringen Deutschkenntnissen im Jahr vor der Einschulung ; Dauer 9 Monate. Von 2003 bis 2009 haben bisher rd. 43.000 Kinder (jeweils ca. 10 % aller Schulanfänger/-innen) an solchen Kursen teilgenommen. Im Durchschnitt haben ca. 97 % der Eltern dieses Angebot bisher angenommen.
· Verpflichtende Sprachkurse für Schulanfänger/-innen mit geringen Sprachkenntnissen – mit dem Ziel, dass sie dem Unterricht folgend können.
· Intensivklassen oder –kurse von bis zu 2 Jahren für Schülerinnen und Schüler mit geringen Deutschkenntnissen, die in einem laufenden Schuljahr erstmals in eine deutsche Schule eintreten.
· Alphabetisierungskurse für Schülerinnen und Schüler ohne Schulerfahrung (in Intensivklassen oder –kursen)
· (Verpflichtende) Fördermaßnahmen für Schülerinnen und Schüler zur Verbesserung bereits vorhandener Deutschkenntnisse und die daher dem Klassenunterricht nicht folgen können
· Projekt „ Deutsch und IKT (Informations- und Kommunikationstechnik)“ in 68 Schulen in Kooperation mit der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung
Elternberatung in der Schule

· dazu liegt ein Informationsblatt (in 12 Sprachen erhältlich) vor, das in einfacher Sprache die einzelnen Unterstützungsangebote beschreibt.
· Unterstützungszentren mit folgenden Aufgaben
· Unterstützung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
· Durchführung von Fördermaßnahmen
· Elternberatung
· Beratung der Lehrkräfte

Beispiel aus Niedersachsen

Unterstützungsmaßnahmen sind

· Sprachförderung im letzten Jahr vor der Einschulung für alle Kinder, die Sprachprobleme haben – unabhängig von Migrationshintergrund oder Staatsangehörigkeit. Es gibt verschiedene Unerstützungsangebote an Schulen (8.300 Kinder haben teilgenommen entsprechend 10 % aller Kinder; 80 % davon haben einen Migrationshintergrund). 
· „Sprachlernklassen“ mit kleinerer Gruppengröße (bis 16 Schüler/-innen) mit gesonderter Regelung für die Unterrichtszeit (Klassen 1-4: 23 Wochenstunden; Klassen 5-10: 30 Wochenstunden)
· Förderkurse „Deutsch als Zweitsprache“ für kleine Gruppen von min. 4 Schüler/-innen für max. 1 Jahr mit folgendem Umfang: 6 Stunden/Woche in den Klassen 1-4, 8 Stunden/Woche in den Klassen 5-10.
· Förderunterricht I (zusätzlicher Unterricht in Deutsch oder einer Fremdsprache – Englisch oder Französisch)
· Förderunterricht II (Förderunterricht nach genehmigtem Förderkonzept) wird eingerichtet, wenn mehr als 20 % der Schüler/-innen einer Klase Lernschwierigkeiten haben; die Schulen haben dabei eine Berichtspflicht über den Einsatz der Ressourcen.

Insgesamt stehen für diese Maßnahmen 1.100 Lehrkräfte zur Verfügung ( 31.850 Unterrichtsstunden)

Beispiel aus Rheinland-Pfalz:

Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache oder Herkunftssprache nicht Deutsch ist, werden grundsätzlich in die ihrem Alter und ihrem bisherigen Bildungsgang entsprechende Klassenstufe aufgenommen. Eine Einstufung in eine niedrigere Klassenstufe bedarf einer besonderen schriftlichen Begründung gegenüber den Eltern. Eine Zurückstellung vom Schulbesuch nur wegen mangelnder Sprachkenntnisse in Deutsch ist unzulässig. Bei den Fördermaßnahmen spielt die Nationalität keine Rolle; ausschlaggebend ist der Unterstützungsbedarf in der deutschen Sprache.

Besondere Sprachförderung in der Schule als Unterrichtsprinzip und nicht als isoliertes Sprachtraining, d.h. durch differenzierten Unterricht in der Schule, kann in der Primarstufe und in der Sekundarstufe I aller Schularten vorgesehen werden. Es gibt ein gestuftes System von Förderangeboten, da in Abhängigkeit von der Gesamtzahl der betroffenen Schüler/innen an der Schule und im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten eingerichtet wird:

· Förderunterricht 2 Std.
· Förderunterricht 4 Std. 
· Eingliederungslehrgänge (10 Std. in der Primarstufe; 15 Std. in der Sekundarstufe I)
· Sprachvorkurse (15 Std. in der Primarstufe, 20 Std. in der Sekundarstufe I
· Förderung in Englisch (2 oder 4 Std.)

Diese gezielten Fördermaßnahmen beziehen sich auch auf Förderschulen; aufgrund der relativ geringen Schülerzahlen wurden in der Vergangenheit allerdings diese besonderen Maßnahmen häufig nicht eingerichtet. Die neue Verwaltungsvorschrift soll hier für eine Verbesserung sorgen.

Zur doppelten Herausforderung sonderpädagogischer Förderbedarf und Migrationshintergrund wird ausdrücklich betont, dass mangelnde Deutschkenntnisse keine Einleitung des Verfahrens zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs rechtfertigen. Wird das Verfahren eingeleitet, so ist der Sprachsituation des Kindes Rechnung zu tragen und eine Lehrkraft der Muttersprache des Kindes oder eine andere muttersprachliche Vertrauensperson hinzuzuziehen. 

Nach besonderen Regelungen kann die Muttersprache als 1. oder 2. Fremdsprache anerkannt werden. Muttersprachlicher Unterricht als Unterricht in der Herkunftssprache wird angeboten (freiwillige Teilnahme; die Eltern werden durch die  Schulleitung informiert).

(Verwaltungsvorschrift „Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund“ vom 22. 11. 2006 (www.foerderung.bildung-rp.de/Migrationshintergrund.html
Beispiel aus Schleswig-Holstein:

· Um die Sprachkompetenzen von Kindern mit Migrationshintergrund in der Zweisprache Deutsch besser einschätzen zu können und um das jeweilige Kind gezielter zu fördern, wurde das Beobachtungsverfahren "SISMIK" (Sprachverhalten und Interessen an Sprache bei Migrationskindern im Kindergarten) erarbeitet. 
· Angebote für Eltern mit Migrationshintergrund, vor allem Müller, um ebenfalls die Sprache Deutsch besser zu erlernen.
· Das zentrale Projekt heißt „SPRINT" (Sprachintensivförderung) und bietet in den Monaten zwischen Schulanmeldung und Einschulung eine intensive Sprachschulung. Seit 2005 wird in Schleswig-Holstein bei allen Kindern im Einschulungsgespräch auch der Sprachstand beobachtet und bewertet. Ergeben sich Hinweise auf Sprachdefizite, erfolgt eine zweite Untersuchung mit Fachkräften, um den Sprachstand dieser Kinder genauer einzuschätzen. Bestätigen sich in dieser Untersuchung die erheblichen Defizite, erfolgt im letzten Halbjahr vor der Einschulung SPRINT: Die Kinder besuchen im Zeitraum zwischen der Schulanmeldung und der Einschulung (20 Wochen) Sprachkurse mit mindestens zehn Wochenstunden. Unterrichtet werden sie von Lehrerinnen und Lehrer mit der Qualifikation "Deutsch als Zweitsprache". Am Ende der SPRINT-Kurse wird der Sprachstand der Kinder erneut überprüft. Wird ein weiterer Sprachförderbedarf festgestellt, wird er von der Schule fortgesetzt. Mit dem neuen Schulgesetz wird die Teilnahme an solchen vorschulischen Sprachkursen Pflicht für alle Kinder mit entsprechendem Förderbedarf.
Frage 10. Hauptprobleme für Schulen, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler und ihre Familien

Grundsätzliche Informationen dazu sind im ersten Bildungsbericht (2006) enthalten, der Aussagen zu Bildungsbeteiligung und -verläufen von Migrantinnen und Migranten macht (vgl. dazu Gemeinsamen Presseerklärung von KMK und BMBF zur Veröffentlichung des ersten Bildungsbericht am 4.8.2006 http://www.migration-info.de/mub_artikel.php?Id=060609 ):

Vorzeitige Einschulungen von ausländischen Kindern sind 2004 etwa halb so häufig, verspätete Einschulungen doppelt so häufig wie bei den Schülern insgesamt. Im Bereich der Sekundarstufe I zeigt sich eine deutliche Ungleichverteilung von Schülerinnen und Schülern mit und ohne Migrationshintergrund auf die unterschiedlichen Schularten; die Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund besuchen überproportional häufig Schulen, die niedrige Bildungsabschlüsse anzielen. Ein hoher Migrantenanteil an Hauptschulen (mehr als 75 %) beeinträchtigt das Lernklima und die Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler. Etwa 1/5 der Hauptschulen arbeitet entsprechend in sehr problematischen Lernkontexten, die durch einen sehr hohen Migrantenanteil in Verbindung mit niedrigem sozialen Status der Jugendlichen, geringen kognitiven Grundfähigkeiten, häufigen Lernschwierigkeiten und Verhaltensproblemen verbunden sind.

Bei den Übergangsempfehlungen der Grundschule für weiterführende Schulen zeigt sich, dass diese Empfehlung nicht nur von der schulischen Leistung sondern auch von der sozialen Herkunft abhängt.

Unter den europäischen Staaten mit Arbeitsmigration ist Deutschland der Staat, dessen Zuwanderer sich hinsichtlich Bildungshintergrunds und sozialem Status am meisten von der übrigen Bevölkerung unterscheiden. Eine deutsche Besonderheit besteht auch darin, dass die erste Generation bei Kompetenzmessungen in der Sekundarstufe I besser abschneidet als die zweite Generation. Hier wirken sich in Deutschland stärker als in anderen Staaten folgende Einflussfaktoren negativ auf die Schulleistungen von Migrantinnen und Migranten aus: Die Sprachpraxis im Elternhaus, das Einwanderungsalter und das Bildungsniveau der Eltern.

Untersuchungen zeigen, dass zugewanderte Kinder und Jugendliche in Deutschland eine besonders hohe Leistungsbereitschaft und ein besonders hohes Motivationspotenzial zeigen, das mehr als bisher genutzt werden muss zum Erreichen guter Bildungsabschlüsse (Wo haben Schüler mit Migrationshintergrund die größten Erfolgschancen? OECD 2006)

Aus Sicht von Schulen und Lehrkräften sehen sie sich hauptsächlich mit Problemen bezogen auf die Ressourcen und auf die Fortbildung konfrontiert:

· Zeitressourcen für zusätzliche Förderung

· Qualifikation der Lehrkräfte (didaktisch-methodisches Wissen)

· Beratung und Unterstützung für Lehrkräfte

· Rahmenbedingungen (sächlich, organisatorisch)

Frage 11: Ergebnisse zum Erfolg von Unterstützungsmaßnahmen an/durch die Schule; für/durch Lehrkräfte und für die Schülerinnen

Insbesondere folgende Maßnahmen haben sich in der Praxis als erfolgreich erwiesen:

· Qualifizierungsmaßnahmen und spezielle Fortbildungsangebote für Erzieherinnen und Erzieher in Kindertagessstätten und Grundschullehrkräfte
· Maßnahmen, die sprachfördernde Maßnahmen zeitlich vorverlegen und im vorschulischen Bereich angesiedelt sind
· Kooperation zwischen Kindertagesstätte und Schule (Planung und Gestaltung des Übergangs, Weitergabe der Ergebnisse der Förderung)
· Maßnehmen zur Erhöhung der Quote der Kinder, die Kindertagesstätten besuchen
· Qualifikation und Training für Personal in Kindertagesstätten im Hinblick auf sprachfördernde Bildungsangebote

Frage 11a. Erfolgsfaktoren und Hindernisse bezogen auf inklusive Lernarrangements in einer multi-kulturellen Klasse

Eine Bedingung für den nachhaltigen Aufbau von bildungssprachigen Fähigkeiten ist die systematische Sprachbildung, die über längere Dauer kontinuierlich durchgeführt wird und die  die vorhandenen sprachlichen Fähigkeiten und Ressourcen möglichst umfassend berücksichtigt. Zu den Fähigkeiten und Ressourcen gehören bei Kindern, die in zwei oder mehr Sprachen leben, auch die Kenntnisse der Familiensprache(n). Insbesondere soll eine angemessene Sprachdiagnostik bei Zwei- und Mehrsprachigen sich auf beides, auf die zweitsprachliche und die familiensprachliche Kompetenz, richten.

Die Entwicklung bildungssprachlicher Fähigkeiten ist als ein langwieriger Prozess zu verstehen, der mit einem Zeitraum von etwa sechs Jahren anzusetzen ist. Die Förderung muss die Bildungsbiographien insbesondere über solche Phasen hinweg begleiten, in denen sich die fachspezifischen sprachlichen Anforderungen ausdifferenzieren. Zur Kumulation von sprachlichen Fähigkeiten im Sinne der Weiterentwicklung des bereits Erreichten ist vor allem eine enge Kooperation an den Übergängen im Bildungssystem erforderlich; diese ist aufgrund von Strukturmerkmalen des deutschen Bildungssystems noch nicht überall selbstverständlich. An den Schwellen der individuellen Bildungsbiographie bestehende strukturelle Grenzen sollen überwunden werden. Es erscheint sinnvoll, so genannte strategische Partnerschaften im Sinne von „Entwicklungspartnerschaften“ zu etablieren, die als eine strukturelle Vorkehrung dienen, um die Verstätigung des Erreichten und den Transfer des eingeleiteten Prozesses leisten zu können. Ausgangsbasis sind dabei nicht die Schulen allein, sondern eine Basiseinheit aus vor- oder außerschulischer Bildungsinstitution sowie anderer Partner (Elterninitiativen, Stadtteilbüro, Bibliothek, Migrantenverein usw.), die eine Zielvereinbarung treffen, in der ihr Ansatz der sprachlichen Förderung konkretisiert wird und die Anteile der Beteiligten an der Realisierung beschreiben. Gemeinsam sollen Basiseinheiten weitere strategische Partner gewinnen. Zu den Standardaufgaben von Basiseinheiten gehören ferner die Qualifizierung des beteiligten Personals und von Multiplikatoren, die am Transfer bewährter Praxis beteiligt werden, sowie die lokale Öffentlichkeitsarbeit. 

Ressourcen:

· Haltung der Lehrkräfte gegenüber Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund
· allgemeines öffentliches Interesse an der Thematik
· Individuelle Förderplane/Unerstützungspläne
· Elternorientierte Angebote
· gemeinsame Sprachkurse für Eltern und Kinder
· interkulturelles Lernen als Bildungs- und Erziehungskonzept
· Wertschätzung der Muttersprache
· schriftliche Informationen für Eltern in verschiedenen Sprachen

Hindernisse

· zu große Vielfalt der Nationalitäten in einer Klasse
· Misslingen des Einbeziehens der Eltern
· Ablehnung oder Zurückhaltung der Eltern aufgrund des religiösen oder kulturellen Hintergrundes

Frage 12.: Hinweise zu geplanten oder durchgeführten Evaluationsmaßnahmen (falls vorhanden)

Das Projekt FörMig wird durch einen wissenschaftlichen Beirat begleitet und beraten. Im Hinblick auf den Transfer der erzielten Ergebnisse ist vorgesehen, Empfehlungen zum künftigen Umgang mit dem Thema „sprachliche und kulturelle Heterogenität“ für die Lehrerausbildung auszuarbeiten und in die Debatten über Reform der Lehrerbildung einzubringen. http://www.foermig-hh.de/web/de/all/ev/ev/index.html
Beispiel aus Niedersachsen

In Niedersachsen ist eine Evaluation des „Handlungsprogramms“ für 2008 geplant. Eine spezifische schulische Evaluation zu dieser Thematik ist nicht vorgesehen. Allerdings wurde kürzlich eine Schulinspektion eingeführt, die u. a. auch dieses Thema aufgreifen wird.

5. Diagnostik

Frage 15. Welche Diagnostik findet statt, wenn Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund die Schule besuchen? Herausforderungen und Anmerkungen zu den bestehenden Diagnostikverfahren, ggf. geplante Weiterentwicklung

In Deutschland wurde 1994 der Begriff des ’“sonderpädagogischen Förderbedarfs“ eingeführt als Übersetzung des Begriffs „Special Educational Needs“. Sonderpädagogische Förderung ist der umfassende Begriff für die verschiedenen schulischen Unterstützungsangebote, die Schüler/-innen erhalten, die aufgrund einer Behinderung und/oder aufgrund von besonderen Problemlagen (einschließlich temporärer Lernschwierigkeiten) benötigen. In den Ländern gibt es eine Vielfalt von Unterstützungsangeboten innerhalb des allgemeinen Unterstützungsangebots, wie z.B. vertiefende Förderung und individuelle Förderung durch Sonderpädagogen.

Die Fähigkeiten und Bedürfnisse von Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden von Förderschullehrkräften festgestellt. In den Bundesländern existieren dazu unterschiedliche Regelungen und es werden unterschiedliche Methoden eingesetzt. Insbesondere bei Schüler/innen mit Migrationshintergrund sollen kulturfreie Testverfahren und informelle Tests angewendet werden.
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